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Sachverhalt und Antrãge 

Gegen die Erteilung des europâischen Patents 0 148 330 hat 
die BeschwerdefUhrerin gernàl3 Artikel 100 a) EPU Einspruch 
erhoben. Die Beschwerdeführerin stützte sich dabei auf 
acht Druckschriften. Die Einspruchsabteilung hat gernäB 
Artikel 102 (2) den Einspruch zurückgewiesen. 

Gegen diese Entscheidung hat die Beschwerdeführerin 

Beschwerde eingelegt. In ihrer Beschwerdebegründung hat 
die BeschwerdefUhrerin die Gründe, aus denen die 
Einspruchsabteilung den Einspruch zurückgewiesen hat, 
nicht angefochten; vielrnehr hat sie sich nunrnehr auf 
weitere sieben, neu ins Verfahren eingefuhrte Dokuniente, 
D9 bis D15, zur Unterinauerung der Behauptung gestUtzt, dern 
angefochtenen Patent inangele es an erfinderischer 
Tätigkeit. 

Der Beschwerdegegner hat in seiner Erwiderung beantragt, 
die Beschwerde zurückzuweisen, weil die Beschwerde-
begrundung hinsichtlich der rechtzeitig (vor Ablauf der 
Einspruchsfrist) zitierten Entgegenhaltungen keinerlei 
AnlaI3 bot, von der überzeugenden BegrUndung der Patent-
fähigkeit seitens der Einspruchsabteilung abzugehen. Für 
den Fall, daf3 die Beschwerdekainrner erst mm Beschwerde-

verfahren eingewendete Entgegenhaltungen zum AnlaB einer 
Erärterung nehmen sollte, beantragte der Beschwerdegegner, 

die Zurückweisung an die Einspruchsabteilung, urn den 
"Instanzenweg" nicht zu semen Lasten zu verkürzen. 

In der Beschwerdeerwiderung wurde zu den verspätet 
zitierten Entgegenhaltungen Stellung genommen. 

un Bescheid geinàB Artikel 110 (2) EPU hat die Beschwerde- 
kammer den Parteien rnitgeteilt, daB die Kammer der 
vorläufigen Auffassung sei, daB die Of fenbarung der 
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Entgegenhaltung D9 der beanspruchten Erfindung nàher 
konune, als die Of fenbarungsgehalte der bereits im 
Verfahren vor der Einspruchsabteilung behandelten 
Dokuinente, und daB die Kammer beabsichtige, zumindest das 
Dokument D9 in das Verfahren einzuführen und in Ausübung 
ihrer Ermessensvollmacht geinäB Artikel 111 (1) EPU, die 
Sache an die Einspruchsabteilung zurückzuverweisen gemäB 
dein Antrag des Beschwerdegegners. 

Es wurde weiterhin die vorläufige Auffassung der Kammer 
mitgeteilt, daB es aus den im oben erwãhnten Bescheid 
angeführten Gründen der Billigkeit entspràche, eine 
Kostenverteilung gemä8 Artikel 104 (1) EPU zugunsten des 
Beschwerdegegners festzusetzen. 

Auf den Bescheid der Kanuner hat der Beschwerdegegner den 
Antrag, die Sache an die Einspruchsabteilung zurück-
zuverweisen, aufrechterhalten. Weiterhin hat er beantragt, 
die Kosten des Beschwerdeverfahrens der Beschwerdeführerjn 
aufzuerlegen. 

Mit ihrem Schriftsatz vom 10. September 1991 hat die 
Beschwerdeführerin die Beschwerde zurückgenominen. 

In einem Bescheid der Kammer wurde auf die folgenden mit 
der Entscheidung T 357/89 der Grol3en Beschwerdekammer zur 
Entscheidung vorgelegten Fragen hingewiesen: 

1. 	Kann eine technische Beschwerdekaminer ein Einspruchs- 
beschwerdeverfahren fortsetzen, nachdexn der einzige 
Beschwerdeführer, der in erster Instanz 

Einsprechender war, seine Beschwerde zurückgenonuneri 
hat? 
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3 	 T596/89 

2. 	Wenn die Frage 1 bejaht wird: 

Wie 1st ein Beschwerdeverfahren nach Rücknahme 

der Beschwerde des einzigen Einsprechenden zu 
beenden? 

Weiche Grundsätze sind für eine Entscheidung, 
das Beschwerdeverfahren fortzusetzen, 
maBgebend? 

Weiche Verfahrensgrundsätze sind in dem fort-
zusetzenden Beschwerdeverfahren anzuwenden? 

Da die Beantwortung dieser Fragen durch die GroBe 
Beschwerdekainmer die Entscheidung der Beschwerde-
kanimer bezüglich des weiteren Verfahrens in 
vorliegender Beschwerde beeinflussen kônnte, hat die 
Kammer den Beteiligten xnitgeteilt, daB die Kairntrer 
beabsichtige, in der vorliegenden Beschwerde erst 
wieder tàtig zu werden, wenn die GroBe Beschwerde-
kanuner ihre Entscheidung zu den oben genannten Fragen 
getroffen habe. 

Entscheidungsgrunde 

1. 	Mit der Entscheidung G 7/91 und G 8/91 hat die GroBe 
Beschwerdekainmer die unter Nr. VII dargelegten Rechts-
fragen wie folgt beantwortet (vgl. Entscheidungsformel): 

"Durch die Rücknahme der Beschwerde eines einzigen 

Beschwerdeführers, sei es im einseitigen oder zweiseitigen 

Verfahren, wird das Beschwerdeverfahren beendet, soweit es 

die durch die angefochtene Entscheidung der ersten Instanz 
entschiedenen Sachfragen angeht." 

In vorliegender Beschwerde kônnen somit die Einwände nach 
Artikel 100 EPU gegen die Aufrechterhaltung des Patents 
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nicht geprüft werden, so daB die Entscheidung der 
Einspruchsabteilung rechtskrãftig wird. Der Beschwerde- 
gegner hat jedoch, wie unter Nummer V dargelegt, ini 
Beschwerdeverfahren einen Antrag auf Kostenverteilung 
geinäB Artikel 104 (1) und Regel 63 EPU gestelit, über den 
die Kammer noch entscheiden mulL 

In der Entscheidung T 117/86 (AB1. EPA 1989, 401; vgl. den 
Leitsatz I. und Nr. 3 der Entscheidungsgrunde) kam die 
Beschwerdekaminer zu dem Ergebnis, daB die Benennung oder 
Einreichung von Dokumenten des Standes der Technik einen 
Akt der Beweisaufnahine im Sinne von Artikel 104 (1) EPU 

darstelit. Foiglich ist die Beschwerdekaminer gemäBdiesem 
Artikel ermächtigt, eine Verteilung der Kosten, die durch 
eine soiche Beweisaufnahme verursacht sind, festzusetzen, 
soweit dies der Billigkeit entspricht. 

Im vorliegenden Fall ist daher in Betracht zu ziehen, ob 
Billigkeitsgründe eine Kostenverteilung zugunsten des 
Beschwerdegegners rechtfertigen. 

In diesem Zusammenhang muB festgestellt werden, daB der 
Beschwerdeführer keinerlei Gründe angeführt hat, weshaib 
er die neuen Beweisinittel D9 bis D15 erstmalig mehr als 
siebzehn Monate nach Ablauf der in Artikel 99 (1) EPU 

festgelegten neunmonatigen Einspruchsfrist vorgelegt hat. 
Ferner hat der Beschwerdeführer keinerlei Gründe 
angeführt, aus denen hervorgehen könnte, daB diese neuen 
Beweismittel dazu dienen, die Begründung und Uberlegungen 
der angefochtenen Entscheidung in Frage zu stellen. 

Vielmehr hat der Beschwerdeführer auf der Grundlage dieser 
neuen Beweismittel im Ergebnis ein neues Einspruchs-
verfahren eräffnet. 

Die Kammer 1st der Auffassung, daB infolge dieses 
unbegründet verspàteten Vorbringens von Beweisniitteln dem 

r 
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I 
Beschwerdegegner erhöhte Kosten entstanden sein müssen im 
Vergleich zur Situation, die bestanden hàtte, falls 
sämtliche Beweismittel innerhaib der neunmonatigen 
Einspruchsfrist genannt worden wàren. 

4. 	Die Kammer ist daher der Auffassung, daB es aus den oben 
angefuhrten Gründen der Billigkeit entspricht, eine 

Kostenverteilung zugunsten des Beschwerdegegners fest-
zusetzen. 

GeinàB Regel 63 (1) EPU: "Es kOnnen nur die Kosten berUck-
sichtigt werden, die zur zweckentsprechenden Wahrung der 
Rechte notwendig waren. Zu den Kosten gehôrt die Vergütung 
für die Vertreter der Beteiligten". Denientsprechend hat 
die Kainnier nach sorgfältiger Prüfung des hier inaBgebenden 
Sachverhalts eine Kostenverteilung beschlossen, bei der 

die Beschwerdeführerin dernBeschwerdegegner 50 % der 
Kosten erstattet, die dessen Vertreter bei der 
Vorbereitung und Einreichung der Beschwerdeerwiderung voin 
6. April 1990 entstanden sind und die der Vertreter ihrn in 
Rechnung gestelit hat. 
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Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Kosten im Beschwerdeverfahren werden so verteilt, dal3 die 

Beschwerdefuhrerin dem Beschwerdegegner 50 % der Kosten 
erstattet, die dessen Vertreter bei der Vorbereitung und 
Einreichung der Beschwerdeerwiderung vom 6. April 1990 entstanden 

sind und die der Vertreter dern Beschwerdegegner in Rechnung 
gesteilt hat. 

Die Geschãftsstelleribeamtjn: 	 Der Vorsitzende: 

M. Beer 	 G.D. Paterson 
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